
positiven Reaktion des Privatsektors auf 
Investitionsbedingungen ab, die sich 
auf internationale Wettbewerbsfähigkeit, 
langfristige makroökonomische Stabilität 
sowie funktionierende Märkte ohne 
Verzerrungen zubewegen." 3
Ende Januar 1994 hat die Regierung 
sich mit einer IWF-Delegation auf ein 
neues Abkommen geeinigt. Da die Ver­
einbarung frühestens nach einem weite­
ren Monat endgültig ausgearbeitet sein 
wird, sind die genauen Abmachungen 
noch nicht bekannt. Fragmentarische Be­
richte von den Verhandlungen deuten 
jedoch darauf hin, daß die Regierung sich 
auf fiskalische und monetäre Beschrän­
kungen eingelassen hat, die das Wachs­
tum des Bruttosozialproduktes auf vier 
bis viereinhalb Prozent begrenzen wür­
den. Das ist nicht annähernd genug, um 
die Wirtschaft nach dreijähriger Rezes­
sion auf Erholungskurs zu bringen.
Die politische Auswirkung des Ab­
kommens war sofort zu spüren. Unter 
dem Druck des IWF, das Defizit der öf­
fentlichen Hand zu beschränken, hob die 
Regierung Anfang Februar 1994 die 
Treibstoffpreise an, um den defizitären 
Ölpreisstabilisierungsfonds wieder auf­
zufüllen. Wenige Tage danach nahm der 
öffentliche Widerstand gegen die Preis­
erhöhung Gestalt an in der Rollback- 
Koalition, einer außerordentlich breiten

Gruppierung aus Gewerkschaften und 
Bauemorganisationen, der Linken in ih­
ren verschiedenen gegenwärtigen Ab­
wandlungen, einigen Bereichen der Un­
ternehmerschaft, Kirchengruppen und 
sogar früheren Militärrebellen. Als die 
Stadtguerilla sich mit Bomben auf Büros 
von Olfirmen in die Auseinandersetzung 
einschaltete und die Rollback-Koalition 
mit Generalstreik drohte, trat die Regie­
rung den Rückzug an. Sie hatte ihre erste 
Lektion in der intimen Beziehung zwi­
schen Wirtschaftspolitik und politischer 
Opposition gelernt.

Joel Rocamora

Der Verfasser war Direktor des Trans- 
national Institute in Amsterdam und ist 
z.Zt. Berater philippinischer Nichtregie­
rungsorganisationen. Übersetzung aus 
dem Englischen von Gebhard Körte. Der 
Beitrag erscheint gleichzeitig im 
Philippinen Forum Nr. 35/94.

Anmerkung:

1) Fidel V. Ramos, State of the Nation, 26. Juli 
1993, hrsg. v. Office of the Press Secretary, S. 
4

2) Medium Term Philippine Development Plan, 
Table 1.6: Consolidated Public Sector Deficit 
1993-98

3) Jude Esguerra, Why the MTPDP Targets 
Cannot be Met, S. 11
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Schwere Vorwürfe gegen Hoechst
Aufgrund persönlicher Ver­
bindungen einer ihrer Anwälte 
zu einem Richter hätten phil­
ippinische Tochterfirmen des 
deutschen Hoechst-Konzerns 
Gerichtsentscheidungen zu 
ihren Gunsten beeinflussen 
können. Den klagefreudigen 
Konzerntöchtern sei es so ge­
lungen, Verbote einiger ihrer 
Produkte in den Philippinen zu 
verhindern. Dies behauptete 
der Journalist Howie G. Seve- 
rino vom Philippinischen Zen­
trum für investigativen Journa­
lismus Ende Januar in der 
führenden philippinischen Ta­
geszeitung Philippine Daily In- 
quirer. Laut Severino gebe es 
zwischen dem Hoechst-An­
walt Cesar Cruz und dem 
Richter des Bezirksgerichts 
von Makati, Julio Logarta, eine 
langjährige Verbindung. Cruz 
und Logarta waren in den 80er 
Jahren bei der Firma Marble- 
croft beschäftigt, die ebenfalls 
mit Hoechst verbunden ist. 
Seit 1992 habe Logarta jeden 
Versuch vereitelt, gerichtlich 
ein Verbot gefährlicher 
Hoechst-Pestizide durchzu­
setzen. Im Mai 1992 habe Lo­

garta sogar erwirkt, daß 
Hoechst noch größere Mengen 
umstrittener Pestizide impor­
tieren dürfe.
Von den Chemiefirmen, die 
von Pestizidverboten betroffen 
waren, zog nur Hoechst vor 
Gericht. Der Konzern habe mit 
seinen zahlreichen Klagen und 
Drohungen Regierungsbehör­
den und Kritiker massiv einge­
schüchtert, sagte Severino. So 
sei es Hoechst auch gelungen, 
Verbote der Schmerzmittel 
Baralgin und Melubrin, die den 
Wirkstoff Dipyron enthalten, 
seit 1988 zu verhindern. Die 
beiden Medikamente sollten 
vom Markt genommen wer­
den, weil sie das Immunsy­
stem schwächen.
Zwei Hoechst-Manager 

wiesen in einem Brief an den 
Inquirer die Vorwürfe Severi- 
nos zurück. Die Produkte von 
Hoechst seien nicht gefährlich. 
Sie seien ordnungsgemäß re­
gistriert, und ihre Zulassung 
stütze sich auf aufwendige 
Studien.
Mittlerweile scheint das 
Verhalten von Hoechst auf den 
Konzern zurückzuschlagen.

Zuletzt hatte Richter Logarta 
am 1. Dezember 1993 das 
Verbot der Pestizide Brestan 
und Thiodan aufgehoben, das 
die Dünger- und Pestizidbe­
hörde im September 1993 
verhängt hatte. Der Fall, der 
eigentlich bei einer anderen 
Kammer anhängig war, lan­
dete aus unbekannten Grün­
den bei Logarta. Mitte De­
zember zog Generalstaatsan­
walt Raul Goco gegen die 
Entscheidung von Logarta vor 
den Obersten Gerichtshof. 
Goco bzeichnte Logarta als 
"Freund" von Hoechst-Anwalt 
Cruz. Das oberste Gericht 
entschied Anfang Januar, 
Logarta den Fall zu entziehen 
und das Verbot bis zu einer 
endgültigen Entscheidung 
wieder in Kraft zu setzen. 
Aufgrund einer Übergangsbe­
stimmung bis Ende Mai ist das 
Verbot allerdings ohnehin 
noch nicht wirksam.
Ende Dezember entzog die 
Dünger- und Pestizidbehörde 
Hoechst die Importlizenzen für 
Pestizide. Der Konzern hatte 
sich geweigert, der Behörde 
den Umfang seiner Thiodan- 
Lagerbestände mitzuteilen. Als 
die Behörde daraufhin die Pe­

stizidhändler direkt um Aus­
kunft bat, sollen sie von 
Hoechst aufgefordert worden 
sein, das Ansinnen der Be­
hörde zu ignorieren. Ein 
Hoechst-Sprecher bezeich- 
nete den Konflikt inzwischen 
als "Mißverständnis". Hoechst 
hat unterdessen die Behörden 
über die Bestände informiert 
und daraufhin Anfang Februar 
die Lizenzen wieder erteilt 
bekommen. Die zuständige 
Behörde forderte Hoechst je­
doch auf, die Werbung für 
Thiodan einzustellen.
Ende Januar haben die 
Behörden in Dumaguete City 
10 kg des verbotenen Brestan 
beschlagnahmt, die offenbar 
aus Malaysia eingeschmuggelt 
worden waren. Das Brestan 
soll für einen Fischteich-Be­
trieb außerhalb der Stadt be­
stimmt gewesen sein. Berichte 
über geschmuggelte Pestizide 
verstärkten sich in den ver­
gangenen Wochen. Die Be­
hörden haben einen Sonder­
stab eingerichtet, der Schiffe in 
Cebu, Dumaguete und Tagbi- 
laran überwacht.
vgl. BW 14.1., 27.1.; IPS 18.12., 5.2.1 
MT 18.12., 8.1.; PDI 8.1., 24.1., 25.1., 
29.1., 5.2., 6.2.: PNF 22.12, 7.2.: Today 

14.1,22.1-

56 Philippinen südostasien informationen 1/94



Proteste gegen Ölpreiserhöhungen erfolgreich
Angesichts massiver Prote­
ste hat Präsident Ramos am 8. 
Februar die kurz zuvor ver­
fügten Ölpreiserhöhungen zu­
nächst ausgesetzt und am 
23. Februar vollends zurück­
genommen. Die Entscheidung 
gilt als Ramos' schwerste poli­
tische Niederlage in seiner 
21 monatigen Amtszeit.
Die Preise für Benzin, Die­

sel, Kerosin und Gas waren 
erst am 28. Januar um 1 Peso 
pro Liter (15 bis 22 Prozent) 
erhöht worden. Auch die 
Transport- und Elektrizitäts­
preise wurden um 30 bzw. 7

Prozent angehoben. Die Re­
gierung begründete die Er­
höhungen damit, daß der 
Fonds zur Ölpreisstabilisierung 
erschöpft sei. Dieser Fonds 
soll Schwankungen des Welt­
rohölpreises ausgleichen, wird 
jedoch immer wieder zur Fi­
nanzierung anderer Staats­
ausgaben mißbraucht. Die 
Regierung wollte mit der Öl­
preiserhöhung etwa 400 Mio. 
US-Dollar pro Jahr einneh­
men. Sie war seit langem vom 
Internationalen Währungs­
fonds (IWF) gefordert worden.
Am 31. Januar hatte sich ein

breites Bündnis gegen die Öl­
preiserhöhungen, die "Koali­
tion Rollback" (KRB), formiert. 
Es kritisierte, daß die Preiser­
höhungen vor allem die Armen 
treffen und einen Inflations­
schub auslösen würden.
Inzwischen sind Gesetzes­

vorlagen erarbeitet worden, 
die neue Steuern und Aus­
gabenkürzungen vorsehen. 
Am 25. März soll der Kongreß 
über die Steuervorschläge 
entscheiden.

vgl. UPI/Reuter 7.2., 9.2., 23.2.; GL 
16.2.; FEER 24.2., PG 18.2., 25.2.;
PNF 7.2., 14.2; UCAN 4.2.; BA YAN 

11.2.

Einigung mit MNLF kommt voran
Reg ierungs Unterhändler 
Manuel Yan und Nur Misuari, 
der Führer der muslimischen 
Moro National Liberation Front 
(MNLF), haben Ende Januar 
ein Dokument unterzeichnet, 
das Einzelheiten für einen 
Waffenstillstand zwischen Re­
gierungstruppen und MNLF 
festlegt. Damit steigen die 
Chancen für eine friedliche 
Lösung des langjährigen be­

waffneten Konfliktes im Süden 
der Philippinen. Das 10seitige 
Papier bezieht sich auf ein 
dreizehn Provinzen umfas­
sendes Gebiet in Mindanao 
und Palawan. Im November 
letzten Jahres hatten beide 
Seiten einen vorläufigen Waf­
fenstillstand vereinbart. Eine 
Einigung über fundamentale 
Fragen konnte allerdings noch 
nicht erzielt werden. Aus Re­

gierungskreisen verlautete, sie 
sei zu einem neuen Referen­
dum über die Frage der Au­
tonomie bereit. Misuari könne 
eventuell dabei unterstützt 
werden, zum Führer der Au­
tonomen Region zu werden. 
Eine Abmachung der Regie­
rung mit der rivalisierenden 
Moro Islamic Liberation Front 
(MILF) steht ebenfalls noch 
aus.
vgl. PNF 24.1.; UPI 26.1.; Reuter 26.1., 

30.1., 3.3.

Bombenanschläge in Davao
Sechs Gläubige starben bei 
sjnem Bombenanschlag auf 
einen Weihnachtsgottesdienst 
ln der mit 5000 Personen 
vollbesetzten Kathedrale San 
Fedro in Davao City. 140 
Menschen wurden verletzt. 
Tags darauf wurden bei einem 
Mutmaßlichen Vergeltungs- 
Uschlag auf eine Moschee

zwei Granaten abgeschossen. 
Niemand wurde getroffen. 
Einen Tag später wurden bei 
Anschlägen auf zwei Mo­
scheen sechs Personen ver­
letzt. Die Gewaltakte werden 
als Versuche gewertet, die 
Friedensbemühungen zwi­
schen der Regierung und der 
muslimischen Moro National

Liberation Front (MNLF) zum 
Scheitern zu bringen. Dies hat 
Befürchtungen vor einem 
Wiederaufflammen religiöser 
Konflikte ausgelöst. Ostern 
1981 waren schon einmal bei 
einem Anschlag auf die San 
Pedro-Kathedrale 17 Perso­
nen getötet worden.

vgl. AP/UPI 29.12.: IPS 27.12., 5.1.; 
Reuter 31.12, 10.1.; DPA 11.1.; MC 
30.12.; ND 16.-31.12., 1.-15.1.

Annäherung Malaysia-
Philippinen

Malaysias Premierminister 
Mahathir Mohamad hat vom 3.

6. Februar als erster 
f̂aatschef seines Landes die 
uanachbarten Philippinen be­
sucht. Die Beziehungen zwi­
schen Manila und Kuala 
Lumpur waren in den letzten
Jahren aufgrund des phil— 

Panischen Anspruchs auf die 
rohstoffreiche malaysische 
rovinz Sabah stark belastet. 
p̂Qanüber Mahathir erklärte 
rasident Ramos, seine Re­
gung werde den philippini— 
n?huen Anspruch auf Sabah 
'Cht aktiv verfolgen. Im Zen- 
Mm des Besuches standen 
Wirtschaftliche Fragen.
Reuter 5.2., 6.2., 7.2.; UP! 6.2., 8.2.

Militär will Kampf
flugzeuge

Das Militär will 18 bis 24 
Abfangjäger sowie moderne 
Radarausrüstung erwerben. 
Dies teilte Generalstabschef 
Lisandro Abadia Ende Januar 
mit. Die Anschaffungen seien 
Teil eines Modernisierungs­
programms der gesamten 
Streitkräfte im Umfang von 9,6 
Mrd. US-Dollar. Das Pro­
gramm muß jedoch noch vom 
Kongreß genehmigt werden. 
Die USA und Belgien haben 
den Philippinen gebrauchte F- 
16 Kampfflugzeuge angebo- 
ten, während Frankreich dem 
Inselstaat Jets vom Typ Mi­
rage verkaufen will.

vgl. UPI 25.1.

Neue Verhandlungen 
mit IWF

Am 16. März beginnt eine 
neue Verhandlungsrunde 
zwischen der Regierung und 
dem Internationalen Wäh­
rungsfonds (IWF) über die 
Streckung von 1,6 Mrd. US- 
Dollar Auslandsschulden, de­
ren Rückzahlung dieses Jahr 
fällig wird. Im Januar hatten 
sich beide Seiten weitgehend 
auf ein dreijähriges Wirt­
schaftsprogramm geeinigt, das 
Manila den Zugang zu neuen 
Krediten in Höhe von 650 Mio. 
Dollar ermöglichen soll. In ei­
nigen Punkten wie z.B. neuen 
Steuermaßnahmen konnte je­
doch noch keine Einigung 
erzielt werden.
vgl. Reuter/DPA 26.1.; UPI 26.1., 2.3.

Kurzmeldungen

Zehntausend Opfern 
der Marcos-Diktatur ste
hen 1,2 Mrd. US-Dollar 
Schadensersatz zu. Dies 
entschied Ende Februar 
ein US-Gericht in Hawaii. 
Sie sollen aus dem Ver­
mögen der Familie Marcos 
entschädigt werden und 
treten somit nun in Kon­
kurrenz zur philippinischen 
Regierung, die ebenfalls 
Ansprüche darauf erhebt. 
(AP 23.2.; UPI 24.2.; PNF 28.2.)

Der deutsche Elektro- 
konzern Siemens hat von 
der privaten Philippine 
Long Distance Telephone 
Company (PLDT) einen 
Großauftrag im Wert von 
230 Millionen DM erhalten. 
Siemens soll ein digitales 
Vermittlungssystem, Über­
tragungstechnik und Ka­
belnetze liefern, (dpa 10.2.)

Der Jacinto-Konzern 
will das Stahlwerk Duis
burg-Rheinhausen vom
Krupp-Hoesch Konzern 
kaufen und in Mindanao 
wiederaufbauen. Der Preis 
soll 1,21 Mrd. Mark be­
tragen, ein Zehntel der 
urpünglichen Baukosten. 
Die Verhandlungen mit der 
Jacinto-Gruppe befänden 
sich im Endstadium, er­
klärte Günter Bernhold, der 
Leiter des Krupp-Hoesch- 
Büros in Manila. Der Ab­
bau des Werkes soll be­
reits Mitte des Jahres be­
ginnen. Das Werk kann 
jährlich 130.000 Tonnen 
Stahl produzierenb. (ips
17.2.)

Die Weltbank hat Anfang 
Februar einem Kreditpa
ket von 211 Mio. US-Dol­
lar für geothermische 
Kraftwerke in Cebu und 
Leyte zugestimmt. Die 
Gesamtkosten der Kraft­
werke sollen 459 Mio. 
Dollar betragen. Das geo­
thermische Potential der 
Philippinen wird auf 8000 
Megawatt geschätzt, von 
denen zur Zeit 900 genutzt 
werden. Die Philippinen 
sind nach den USA der 
zweitgrößte Nutzer geo­
thermischer Energie, (pnf
14.2; UPI 7.2.)
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Kurzmeldungen

Der 47jährige Roberto 
de Ocampo ist neuer Fi
nanzminister. Er löst den 
geschäftsführenden Fi­
nanzminister Emesto 
Leung ab. Der zum 1. Fe­
bruar ernannte de Ocampo 
ist noch Vorstandsvorsit­
zender der staatlichen 
"Development Bank of the 
Philippines" sowie Vorsit­
zender des Koordinie­
rungsrates des "Philippine 
Assistance Program". Zu­
vor war er u.a. bei der 
Weltbank beschäftigt. Ro­
berto Ocampos Bestätigung 
durch den Kongreß steht 
noch aus. (SOAaJan. 94)

1993 ist das Handels
bilanzdefizit um 35,4 
Prozent auf 6,35 Mrd. US- 
Dollar gestiegen, teilte 
das Nationale Statistikbüro 
Mitte Februar mit. Die 
Exporte stiegen um 14,7 
Prozent auf 11,27 Mrd. 
Dollar, die Importe gleich­
zeitig jedoch um 21,4 
Prozent auf 17,62 Mrd. (upi 
16.2., 4.2.)

Das Bruttosozialpro
dukt stieg 1993 um 2,3 
Prozent. Es war das 
größte Wachstum seit drei 
Jahren, lag aber 0,2 Pro­
zent unter der von der Re­
gierung revidierten Wachs­
tumserwartung. 1992 lag 
das Wirtschaftswachstum 
unter 1 Prozent. Da die 
Bevölkerung um 2,16 Pro­
zent zunahm, betrug das 
Pro-Kopf-Wachstum 1993 
nur 0,12 Prozent. Für 1994 
geht die Regierung von 4,5 
Prozent Wachstum aus. 
(UPI 2.2.)

Die Inflationsrate war
im Februar erstmals seit 
zwei Jahren wieder zwei
stellig. Nach Angaben des 
Nationalen Statistikbüros 
betrug sie 10,5 Prozent 
(Januar: 9,1; Dezember: 
8,4). Der Behörde zufolge 
sind die von der Regierung 
Anfang Februar angeord­
neten (und später revi­
dierten) Öl-, Strom- und 
T ransportpreiserhöhungen 
für die gestiegene Inflation 
verantwortlich, (upi5.3., 4.2.)

Bonner
Entwicklungshilfe

Mit 74,2 Mio. Mark will die 
Bundesregierung zur "nach­
haltigen Verbesserung der 
Lebensbedingungen armer 
Bevölkerungsgruppen auf den 
Philippinen beitragen". Dies 
teilte das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit (BMZ) Anfang De­
zember mit. Ein entspre­
chendes Abkommen wurde in 
Manila unterzeichnet. Rund 50 
Mio. DM sind für die Finan­
zielle Zusammenarbeit vor­
gesehen, davon 20 Mio. für 
den Ausbau der Trinkwas­
serversorgung in ländlichen 
Gebieten. Ein Kredit von 30 
Mio. soll Verbesserungen des 
Energieleitungsnetzes finan­
zieren. Die 24,2 Mio. Mark der 
Technischen Zusammenarbeit 
sind für Projekte der ländlichen 
Entwicklung bestimmt. Au­
ßerdem wurde zwischen bei­
den Ländern eine Zusam­
menarbeit in der Berufsbildung 
vereinbart.

AFP/IPS6.12.

Müllkippe Philippinen

Die Philippinen haben 1990 
als bisher einziges Land 
Asiens den Import von Giftmüll 
verboten. Ein ausreichender 
Schutz ist dies offenbar nicht. 
Im September flog ein Kup­
ferschmelzer aus Hamburg bei 
dem Versuch auf, in den Phil­
ippinen 50 Tonnen Kupfer­
schlamm loszuwerden. Aus 
Deutschland werde außerdem 
Computerschrott in die Philip­
pinen exportiert, der in 
Deutschland als Sondermüll 
entsorgt werden müßte, so die 
Umweltschutzorganisation 
Greenpeace. Jede Woche 
werde Plastikmüll aus den 
USA, Australien, Kanada, 
Großbritannien und Deutsch­
land unter dem Vorwand des 
Recyclings in die Philippinen 
verschifft. Von 1990 bis 1993 
seien 64.385 Tonnen Giftmüll 
in die Philippinen exportiert 
worden. Aufgrund einer Ge­
setzeslücke in der internatio­
nalen Konvention von Basel, 
die Giftmülltransfer verbietet, 
würden schadstoffbelastete 
Abfälle einfach als harmlose, 
wiederaufzuarbeitende Sub­
stanzen deklariert und auf 
asiatische Deponien gebracht, 
erklärte Simon Davecha, Gift­
müllspezialist von Green­
peace.
vgl. Greenpeace Jan. 1994; AP 18.2.; 
EPD2.2.; GL 2.3.; IPS 12.2., vgl. 18.2.;

PD119.2.; Reuter 2.3., 4.3.

Neuer Gewerkschaftsverband
Am 19. März soll mit der 
"National Confederation of 
Labor" (NCL) ein neuer Ge­
werkschaftsverband gegründet 
werden. NCL wird sich aus 
den Gewerkschaften "National 
Federation of Labor Unions" 
(NAFLU), "National Federation 
of Labor" (NFL), "February Six 
Movement" (FSM), "Union of 
Filipino Service Workers" 
(UFSW), "Kaisahan Mangga- 
gawang Pilipino" (KAMPIL),

"United Workers of the Philip­
pines" (UWP) und "United In­
dependent Labour Union of 
the Philippines" (UNILOP) 
zusammensetzen. Ihnen ge­
hören nach Angaben des 
NCL-Vorbereitungskomitees 
100.000 Arbeiterinnen an. 
NFL, NAFLU und UWP ge­
hörten bis zu dessen Spaltung 
im letzten September zum 
linken Dachverband KMU.

NCL 11.2.; PD! 13.2.

CPP-Führer verhaftet

Am 10. Januar wurde Arturo 
Tabara, der vermutliche Vorsit­
zende der oppositionellen Vi- 
sayas-Kommission der Kom­
munistischen Partei (CPP) bei 
Bacolod City in Negros ver­
haftet. Mit Tabara gerieten drei 
andere mutmaßliche Unter­
grundführer in die Fänge des 
Militärs. Auf Tabaras Kopf 
hatte die Regierung eine Prä­
mie von einer Million Peso 
ausgesetzt. Die Visayas- 
Kommission hatte sich im Ok­
tober für autonom von der offi­
ziellen Parteiführung unter 
Amando Liwanag erklärt. Die­
se kündigte darauf im Dezem­
ber an, Tabara wegen Verrats 
vor ein sogenanntes "Volkstri­
bunal" zu stellen. CPP-Grün- 
der Jose Maria Sison bezeich- 
nete die Verhaftung von Ta­
bara als "inszeniert".
AP 10.1.; PD! 11.1., 12.1.; PNF 10.1.

CPP:
Weitere
Autonomieerklärung

Am 17. Dezember hat die 
europäische Regionaiorgani- 
sation der Kommunistischen 
Partei (CPP) ihre Autonomie 
von der offiziellen Parteifüh­
rung erklärt. Damit folgte die 
CPP-Europa anderen Grup­
pierungen der zerstrittenen 
Partei. In einer "Utrechter Er­
klärung" heißt es, die illegale 
und autoritäre Führung von 
Armando Liwanag werde nicht 
anerkannt. Die CPP-Europa 
will am Programm der Natio­
nalen Demokratischen Front 
festhalten und tritt für eine 
pluralistische Demokratie und 
eine gemischte Wirtschafts­
form ein.

vgl. Dl 19.12.; PLU 1.1.

Ehemaliger Gueriila- 
führer ermordet

Vicente Martinez, amne­
stierter Guerillaführer der New 
People's Army von der Insel 
Samar, ist am 2. Januar in ei­
nem Vorort von Manila von 
drei Unbekannten erschossen 
worden. Die Täter hatten sich 
als Polizisten ausgegeben. 
Der Mord an dem ehemaligen 
Guerillaführer, der zuletzt für 
eine Entwicklungsorganisation 
Bauern organisierte, hat die 
Befürchtungen über eine ge­
waltsame Eskalation des Kon­
fliktes innerhalb des linken 
Untergrundes verstärkt. Ob­
wohl die zerstrittenen Fraktio­
nen der CPP dem Militär die 
Hauptschuld am Mord gaben, 
machten sie sich gegenseitig 
mitverantwortlich, vgi. pdi 6., 8., 

9.1.; MC 8.1.;  10.1., W  7.1.
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